Stadt Laatzen Laatzen, den 09.11.2023
Der Burgermeister
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Einfliihrung der Beherbergungssteuer in der Stadt Laatzen

Beschlussvorschlag:

Der Einflhrung der Beherbergungssteuer zum 01.07.2024 in der Stadt Laatzen wird
zugestimmt. Die fur die Umsetzung erforderlichen Stellen werden in den Stellenplan
2024 aufgenommen.

Der Satzungsentwurf ist Bestandteil der Niederschrift.

Die fur die Umsetzung erforderlichen Stellen und Aufwendungen werden in den
Haushaltsplan 2024 aufgenommen.

Sachverhalt:

Auf Grund der bestehenden defizitaren Haushaltslage der Stadt Laatzen wurden wei-
tere MalRnahmen gepruft, welche diese starken und verbessern kénnen. Entspre-
chend wurde auch die EinfUhrung einer Beherbergungssteuer fur die Stadt Laatzen
gepruft.

Nach Art. 105 Abs. 2a Grundgesetz (GG) haben die Lander die Befugnis zur Gesetz-
gebung uber ortliche Verbrauch- und Aufwandsteuern. Dieses Erhebungsrecht hat
das Land Niedersachsen auf die Kommunen Ubertragen (§§ 1, 3 des Niedersachsi-
schen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 20.04.2017, Nds. GVBI. Nr. 7/2017, S. 122). Somit ist die Stadt Laatzen hebebe-
rechtigt.

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat mit Beschlissen vom 22.03.2022, Az. 1
BVvR 2868/15, 1 BvR 2886/15, 1 BvR 2887/15 und 1 BvR 354/16, die Erhebung von
drtlichen Ubernachtungssteuern in Beherbergungsstatten als mit dem GG vereinbar
angesehen.

Vorlage gefertigt von SV Team Mitzeichnungen

Diktatz.:




Bei der Beherbergungssteuer unterliegen der Besteuerung Beherbergungen in Be-
herbergungsstatten. Steuergegenstand ist der Aufwand fur die Moglichkeit einer ent-
geltlichen Ubernachtung in einer Beherbergungsstatte in der Stadt Laatzen.

Beherbergungsstatten sind insbesondere Hotels, Hostels, Motels, Boardinghouses,
Gasthofe, Gastehauser, Pensionen, Jugendherbergen, Ferienhauser, Ferienwoh-
nungen, Gastezimmer, Privatzimmer, Campingplatze, Wohnmobil- bzw. Reisemobil-
platze und ahnliche Einrichtungen.

Dem gegenuber ist eine Beherbergung im Hinblick auf eine medizinische oder thera-
peutische Behandlung, eine gesundheitliche Rehabilitation, zur Pflege, zur Sterbe-
begleitung oder aber zum Schutz vor gesundheitlichen und kérperlichen Gefahren
nicht steuerpflichtig. Insoweit sind Krankenhauser, Vorsorge- und Rehabilitationskli-
niken, Senioren-, Alten- und Pflegeheime, Hospize und Frauenhauser nicht als Be-
herbergungsstatten anzusehen, deren Beherbergungen einer Besteuerung unterlie-
gen warden.

Zusatzlich sollen Aufwandsteuern einen besonderen Aufwand, also eine Uber die
Befriedigung des allgemeinen Lebensbedarfs hinausgehende Verwendung von Ein-
kommen oder Vermdgen, erfassen. Damit entfallt die Besteuerung auch fiur einen
solchen Aufwand, der den Lebensbedarf nur deckt — wie z. B. die Unterbringung zur
Vermeidung der Obdachlosigkeit — oder auf einem hoheitlichen Akt beruht — wie z. B.
bei einem Gefangnisaufenthalt.

Die Steuer soll als indirekte Steuer erhoben werden. Das bedeutet, dass Steuer-
schuldner bzw. Steuerschuldnerin und Steuertrager bzw. Steuertragerin nicht iden-
tisch sind. Die Steuer wird nicht von der wirtschaftlich belasteten Person, also
der/dem Beherbergungsgast als Steuertrager bzw. Steuertragerin, an die Stadt Laat-
zen abgeflhrt, sondern von dem Betreiber bzw. der Betreiberin der Beherbergungs-
statte als Steuerschuldner bzw. Steuerschuldnerin. Diese/r hat die Moglichkeit, die zu
entrichtende Beherbergungssteuer auf den Beherbergungsgast abzuwalzen. Aller-
dings kann diese/r jederzeit entscheiden, die Steuer auch selbst zu tragen.

Hinderungsgrinde fur eine Abwalzung der Steuer auf die Beherbergungsgaste sind
nicht ersichtlich, insbesondere auf Grund der im Jahr 2010 erfolgten Reduzierung
des Umsatzsteuersatzes fur Beherbergungsleistungen von 19 Prozent auf 7 Prozent.

Besteuert werden sollen samtliche Ubernachtungen, unabhangig von deren Grund.

Das Bundesverwaltungsgericht hatte zunachst in seinem Urteil vom 11. Juli 2012
entschieden, dass beruflich veranlasste Ubernachtungen von der Kultur- und Tou-
rismusférderabgabe fiir Ubernachtungen aus verfassungsrechtlichen Griinden aus-
zunehmen seien (vgl. BVerwGE 143, 301, 302 ff. Rn. 11 ff.). Nunmehr hat jedoch das
BVerfG hinsichtlich der Steuerbefreiung von beruflichen Ubernachtungen deutlich
herausgestellt, dass eine Befreiung nicht erforderlich ist.

Unter den Randnummern 135 bzw. 145, BVerfG, a.a.O., wird ausgefuhrt: ,Die Maf3-
stéabe des Gleichheitssatzes im Steuerrecht gelten auch fir Befreiungen und ErmaRi-
gungen. Hier konnten die jeweiligen Normgeber in Wahrnehmung ihres weitreichen-
den Entscheidungsspielraums die zwingend beruflich veranlassten Ubernachtungen
von der Besteuerung ausnehmen, ohne dadurch gegen Art. 3 Abs. 1 GG zu versto-
Ren. Sie mussten es von Verfassungswegen aber nicht.”... ,Die Normgeber eines



Ubernachtungssteuergesetzes sind indes von Verfassungswegen nicht dazu ge-
zwungen, von einer Besteuerung beruflich veranlasster Ubernachtungen abzusehen.
Entgegen der Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts...kann sich eine solche
Pflicht nicht aus der Zustandigkeitsnorm des Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG, sondern
allenfalls aus den Grundrechten ergeben. Das ist hier nicht ersichtlich.”

Hinsichtlich der Art des Steuersatzes wurde zwischen einer Staffelbesteuerung am
Beispiel der Landeshauptstadt Hannover und einer prozentualen Besteuerung in HO-
he von 5 vom Hundert (v. H.) Vergleich gezogen.

Bis zu einem Ubernachtungspreis von 79,99 Euro ist die Steuerbelastung bei einem
prozentualen Steuersatz von 5 v. H. flr den/die Steuerpflichtige/n geringer, als bei
der Staffelbesteuerung am Beispiel der Landeshauptstadt Hannover. Ab einem
Ubernachtungspreis von mehr als 80,00 Euro ist die prozentuale Besteuerung fiir die
Stadt Laatzen wirtschaftlicher als die Staffelbesteuerung, da hdherer Ertrage ver-
zeichnet werden, die zur Verbesserung der Haushaltslage beitragen.

Wichtig zu betrachten ist auch, dass die Ermittlung der zu versteuernden Ubernach-
tung und die Abgabe der Steuererklarung fur die Beherbergungsbetriebe (gewerbli-
che und private Betriebe) bei einer prozentualen Besteuerung deutlich einfacher und
schneller erfolgen kann, da nicht zwischen unterschiedlichen Ubernachtungskosten
unterschieden und diese separat ausgewiesen werden mussen. Bei einer Staffelbe-
steuerung ware eine separate Ausweisung aller Ubernachtungsarten notwendig und
dafur ggf. Anschaffung entsprechender Tools sowie ein erhdhter Personalaufwand
geboten. Zusatzlich kann bei der Staffelbesteuerung angenommen werden, dass die
Beherbergungsbetriebe die Ubernachtungspreise méglicherweise knapp unter der
nachsthoheren Besteuerungsgrenze ansetzen, z. B. 149,00 Euro. Die prozentuale
Besteuerung bieten auch den Vorteil, dass der stadtische Personalbedarf und damit
die Aufwendung geringer sind, da Veranlagung der eingehenden Steuererklarungen
deutlich schneller und weniger fehleranfallig erfolgen kann. Weitere Einsparungen
von Aufwendungen wird es bei technischer Implementierung der neuen Steuerart
geben, da bei der prozentualen Besteuerung eine Orientierung bei der Einrichtung an
der Vergnlgungssteuer moglich ist und die neuen Steuerart somit problemlos abge-
bildet werden kann. Weiterhin entspricht die prozentuale Besteuerung am besten
dem Gebot der Besteuerungsgleichheit nach Art. 3 Abs. 1 GG.

Der Steuersatz soll sich daher auf eine Hohe von 5 v. H. brutto belaufen.

Die Hohe des Steuersatzes wird auch durch das zum 1. Juli 2018 in Kraft getretene
Gesetz zur Anderung des Bremischen Gesetzes Uber die Erhebung einer Touris-
musabgabe vom 12. Dezember 2017 (Brem. GBI. S. 782) unterstutzt.

Malfdgeblich hierfir waren die Ausfihrungen des Bundesfinanzhofes, Urteil vom
15.07.2015, Az. Il R 32/14, welches nach der Prifung des Steuermalstabes festge-
stellt hat, dass der bremische Gesetzgeber das aus Art. 3 GG folgende Gebot der
Besteuerungsgleichheit durch die urspringliche Regelung nicht verletzt hat. Er stellte
diesbezlglich aber auch unmissverstandlich klar, dass die grundsatzlich weite Ge-
staltungsfreiheit des Gesetzgebers verfassungsrechtlichen Grenzen unterliegt.

Auf Grund der unzuldssigen Verfassungsbeschwerde wurde die Verfassungsmafig-
keit des Steuersatzes keiner weitergehenden Prifung unterworfen. Insoweit kann
man sich nur an den bisherigen Urteilen der Verwaltungsgerichte bzw. des Bundesfi-



nanzhofes orientieren. Eine Erdrosslungswirkung ist hier folglich nicht gegeben.

Eine Auswertung im Hinblick auf Lander, Stadte und Gemeinden, die unabhangig
von der Bezeichnung, eine Aufwandsteuer flr Beherbergungen eingefuhrt haben,
ergibt zum Stand 01.04.2023 folgendes Lagebild:

44 Lander, Stadte und Gemeinden haben eine derartige Aufwandsteuer eingefihrt,
davon haben 31 Lander, Stadte und Gemeinden einen prozentualen Steuersatz, 7
Lander, Stadte und Gemeinden einen betragsmafRig gestaffelten Steuersatz, 6 Stad-
te und Gemeinden einen Festbetrag als Steuersatz bestimmt.

Eine kalkulatorische Ertragsermittlung basiert bei der Beherbergungssteuer auf den
einzelnen Werten fur die Anzahl der Ubernachtungen, dem Steuersatz und dem er-
mittelten durchschnittlichen Ubernachtungspreis fiir gewerbliche und private Beher-
bergungsstatten.

Aufgrund der Auswirkungen der sog. Covid-19 Pandemie und den damit verbunde-
nen SchlieBungen von Beherbergungsstatten und den Reisebeschrankungen ist es
in den Jahren ab 2020 zu deutlich veranderten Reisetatigkeiten und in der Folge zu
geringeren Auslastungen der Beherbergungsstatten gekommen. Insoweit ist es
schwierig verlassliches und gleichzeitig aktuelles Zahlenmaterial zu verwenden.

Zudem ist fraglich, ob die Tendenzen des Jahres 2022 auch im Jahr 2024 mal3geb-
lich sein werden, da die Auswirkungen des Krieges in der Ukraine europaweit zu mo-
netaren Einschrankungen fuhren und damit auch eine Beeinflussung der Reisetatig-
keiten zu erwarten ist oder ob es gar zu einer Erweiterung der Reistatigkeit kommt.

Grundsatzlich bestehen bei der Ermittlung des méglichen Ertrages einer neuen
Steuer immer gewisse Ungenauigkeiten, die sich im Regelfall durch Prognosen zu
bestimmten Parametern zumindest realitatsnah auflésen lassen.

Problematisch ist zudem die vorhandene Datenbasis. Zwar existieren Statistiken des
Nds. Landesamtes fur Statistik (LSN) und Auswertungen im Bereich der Beherber-
gungsbranche, allesamt betrachten jedoch stets nur Teilbereiche (Beherbergungsbe-
triebe groRer 10 Betten) und liefern damit keine verlassliche Grundlage fur die Be-
stimmung von allen Ubernachtungszahlen oder auch durchschnittlichen Ubernach-
tungspreisen.

Hinsichtlich der privaten Beherbergungsstatten sowie Beherbergungsstatten mit we-
niger als 10 Betten sind keinerlei Statistiken vorhanden, wodurch ausschliel3lich Er-
mittlungen im Rahmen von Internetrecherchen auf den gangigen Vermietungsplatt-

formen fur die Kalkulation herangezogen werden konnten.

Um trotzdem ein messbares Priufungsergebnis fur die Wirtschaftlichkeit der Einflh-
rung dieser neuen Steuerart zu erhalten, wurde die ungefahre Anzahl der Steuer-
schuldner*innen (Beherbergungsstatten aller Art) und die ungeféhre Auslastung der
Beherbergungsstatten sowie der durchschnittliche Ubernachtungspreis ermittelt.

Ermittlerbar waren insgesamt 172 Steuerschuldner und Steuerschuldnerinnen. Es ist
jedoch davon auszugehen, dass die tatsachliche Anzahl variieren wird.



Fir den Zeitraum Januar bis Dezember 2023 werden insgesamt 178.291 Ubernach-
tungen in Beherbergungsstatten grofer 10 Betten und 17.500 Ubernachtungen fir
alle ibrigen Beherbergungsstatten erwartet. Aktuelle statistische Zahlen fur das Jahr
2023 des LSN liegen noch nicht vor. Die genannten Zahlen basieren auf Schatzun-
gen im Hinblick auf die Vorjahre, ausgeschlossen wurde dabei das Jahr 2020.

Die Auslastung der Beherbergungsstatten wurde fur das Jahr 2023 auf 23,00 Pro-
zent fur Beherbergungsstatten groRer 10 Betten und auf 32,84 Prozent fur alle Gbri-
gen Beherbergungsstatten errechnet. Aufgrund der Tendenz der Vorjahre und der
Ausweitung der Veranstaltung von Messen als Prasenzveranstaltungen, aber auch
unter Betrachtung der unregelmafigen Schwankungen von Jahr zu Jahr wird fur die
Jahre 2024 bis 2027 eine jahrliche Steigerung von 1,00 Prozent erwartet.

Bei einem durchschnittlichen Ubernachtungspreis von 97,20 Euro fiir Beherber-
gungsstatten gréRer 10 Betten und einem durchschnittlichen Ubernachtungspreis
von 93,06 Euro fur alle Gbrigen Beherbergungsstatten, einem Steuersatz von flnf
vom Hundert brutto und der Einfuhrung der Steuer zum 01.07.2024 ergibt sich ein
kalkulatorischer Ertrag von 483.000 Euro fur das Jahr 2024. Fir 2025 ein Ertrag von
991.000 Euro, fur 2026 ein Ertrag von 989.000 Euro und fur 2027 ein Ertrag von
1.011.000 Euro.

Die Aufgabe der Ermittlung, Festsetzung und Erhebung der Beherbergungssteuer
soll im Team Steuern und Abgaben des Fachbereiches Finanzen angesiedelt wer-
den.

Die Erhebung einer Beherbergungssteuer stellt eine zusatzliche Aufgabe dar, die
nicht vollstandig mit bereits vorhandenem Personal bewaltigt werden kann.

Neben den fur die Steuerfestsetzung und -erhebung notwendigen Tatigkeiten (Ferti-
gung der Steuerbescheide, einschliellich ggf. der Schatzung der Besteuerungs-
grundlagen, Bearbeitungen von Stundungs- und Erlassantragen, Fertigung von Kla-
geerwiderungen) wird es auch die Aufgabe der Stelleninhaber sein, AuRenprifungen
selbststandig anzuordnen und durchzufuhren.

Wie bereits ausgefuhrt, wird es erforderlich sein, alle Steuerpflichtigen zu ermitteln
und mit diesen in Kontakt zu treten. Erste Nachfragen bei der Gewerbemeldestelle
lassen vermuten, dass nicht alle Beherbergungsbetriebe im Sinne dieser Satzung
angemeldet sind. Hier ist weiterhin eine enge Zusammenarbeit zwischen dem Fach-
bereich Finanzen und dem Fachbereich Ordnung, u. a. zur Durchsetzung der Ge-
werbeordnung und bei der Feststellung von Ordnungswidrigkeiten, erforderlich.

Die Ermittlung von Privatunterkinften, die u. a. Uber Internetplattformen vermittelt
werden, ist einer der Schwerpunkte. Hierzu sind weitgehende Ermittlungen und Fest-
stellungen erforderlich, insbesondere wird eine intensive Kontaktaufnahme mit den
bekannten Vermietungsplattformen im Internet zwecks Auskunftsersuchen unum-
ganglich sein. Die gesetzliche Ermachtigung ergibt sich aus § 93 AOi. V. m. § 11
Abs. 1 Nr. 3 a NKAG zur Auskunftspflicht der Beteiligten und anderer Personen.

Der Vollzug der Beherbergungssteuersatzung umfasst auch die Sicherstellung der
vollstandigen und gleichmafigen Erhebung der Beherbergungssteuer. Dazu gehort
die Wahrnehmung einer Aufsichts- bzw. Kontrollpflicht zur Einhaltung der Regelun-



gen der Beherbergungssteuersatzung.

Es wird daher zu teaminternen Umstrukturierungen der Arbeits- und Aufgabenberei-
che kommen. Zusatzlich werden zum 01.02.2024 zunachst bis zu zwei weitere Stel-
len mit je 39 Wochenstunden zu besetzen sein. Die Eingruppierung nach dem TV6D
wird derzeit geprift. Der tatsachliche Arbeitsanfall wird sich erst nach der Einfihrung der
Beherbergungssteuer abzeichnen.

Fir die Wahrnehmung der neuen Aufgabe werden neben dem zusatzlichen Perso-
nalbedarf und den Aufwendungen dafiir weitere Sachkosten anfallen. Diese belaufen

sich kalkulatorisch in 2024 auf 6.000 Euro und jahrlich ab 2025 auf 2.000 Euro. Kos-
tensteigerung kdnnen nicht ausgeschlossen werden.

Im Auftrag

Jorg Sporleder



	Datum
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Sachverhalt

